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Kapitel 1 

Einführung 

A. Überblick 

Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Polen und Deutschland entwickeln 
sich in den letzten Jahren rasch und konstruktiv. Das Volumen des deutschen 
Exports nach Polen stieg im Jahre 1995 gegenüber dem Vorjahr um 22,6% auf 
12.695 Millionen DM, im Jahre 1996 um 28,9% auf 16.366 Millionen DM und 
im Jahre 1997 um 26,3% auf20.666 Millionen DM. Im Jahre 1998 war erneut 
eine Steigerung um 16,7% auf 24.112 Millionen DM zu verzeichnen1• Damit 
belegte Polen im Jahre 1998 den 10. Platz in der deutschen Exportstatistik2. In 
der Importstatistik ist Polen auf Platz 12 zu finden3• Die "Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung" nennt Polen in einer Statistik der wichtigsten Handelspartner 
Deutschlands fUr das Jahr 1999 (anhand der deutschen lmport-/Exportbilanz) an 
zehnter Stelle4 • 

In Polen belegte Deutschland im Jahre 1998 im Hinblick auf das Investiti-
onsvolumen Platz 1 unter den ausländischen lnvestoren5. Die polnische staatli-
che Wirtschaftsagentur PAIZ gab die Höhe des Investitionsvolumens fUr das 
Jahr 1998 mit 5.117,3 Mill. US-$ und fUr das Jahr 1999 mit 6.077,3 Mill. US-$ 
an, was auch 1999 Platz 1 bedeutet6• Auch von der Anzahl der ausländischen 
Investoren her lag Deutschland 1998 und 1999 in Polen an der Spitze7• 

1 Statistisches Jahrbuch fur die Bundesrepublik Deutschland 1998, S. 289 und Stati-
stisches Jahrbuch fur die Bundesrepublik Deutschland 1999, S. 288. 

2 Statistisches Jahrbuch flir die Bundesrepublik Deutschland 1999, S. 294. 
3 Ebenda. 
4 F AZ v. 16. März 2000, S. 19 (Quelle: Statistisches Bundesamt). 
5 Meurer, S. 73. 
6 P All-Statistiken flir die Jahre 1998 und 1999 - aus dem Internet 

(www.paiz.gov.pl): Im Jahre 1999 kamen damit 17,3 % des in Polen investierten aus-
ländischen Kapitals aus Deutschland. 

7 PAIZ-Statistiken flir die Jahre 1998 und 1999 - aus dem Internet 
(www.paiz.gov.pl). 
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Aufgrund des Gesetzes über Gesellschaften mit ausländischer Beteiligung 
vom 14. Juni 1991 (Dziennik Ustaw8 (Dz. U.) 1997, Nr. 26, Position 
(Pos.) 143, bereinigte Fassung)9 sind ausländische Investoren fiir wirtschaftliche 
Betätigung im Rahmen von Handelsgesellschaften auf die Rechtsform der Ka-
pitalgesellschaften (GmbH- polnisch: sp. z o.o.) und AG (polnisch: s.a.)) ver-
wiesen, vgl. Art. 1 § 2 des o.a. Gesetzes. Die Betätigung in Form einer Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (in Polen sog. "Zivilgesellschaft", Art. 860 ff. Ko-
deks cywilny (Zivilgesetzbuch)) oder einer Personenhandelsgesellschaft ist 
nicht zulässig. 

Für ausländische Investoren ist daher die genaue Kenntnis der Rechtslage im 
polnischen Recht der Kapitalgesellschaften, und gerade auch bezüglich ihrer 
Gründungsphase, notwendig. Die sp. z o.o. ist dabei wegen ihrer gegenüber der 
s.a. einfacheren Grundstrukturen sowie des niedrigeren Stammkapitals (gegen-
wärtig 4.000 Zloty 10 gegenüber 100.000 Zloty 11) in besonderer Weise interes-
sant. 

Für die Rechtswissenschaft in Deutschland ist die Thematik - neben dem 
Interesse am status quo innerhalb einer Nachbarrechtsordnung - maßgeblich 
vor allen Dingen im Hinblick auf eine geplante Novellierung des Rechts der 
Handelsgesellschaften (Personenhandels- und Kapitalgesellschaften) in Polen, 
in deren Rahmen auch das Recht der Vorgesellschaft kodifiziert werden soll. 
Dadurch könnte es zu einer weiteren Harmonisierung mit der Rechtslage in 
Deutschland auf dem Gebiet des Gründungsrechts von Kapitalgesellschaften 
kommen. 

Aufgrund der Strukturähnlichkeit der auftretenden Problematiken von Vor-
gründungs- und Vorgesellschaft bei Gesellschaft mit beschränkter Haftung und 
Aktiengesellschaft wird, insbesondere im polnischen Recht, in der wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung auch auf die zum Recht der Aktiengesellschaft 
erschienene Literatur zurückgegriffen. 

Im Rahmen der Behandlung des deutschen Rechts wurde bewußt darauf ver-
zichtet, auf weniger zentrale Rechtsprobleme bezUglieh des Wesens und der 

8 Übersetzt: Gesetzblatt; entspricht dem BGBI in Deutschland. 
9 Zu diesem Gesetz ausführlich Hohloch, !WB Nr. 7, 10. April 1992, S. 301 ff. Zur 

Rechtslage davor vgl. Hohloch, !WB Nr. 20, 25. Oktober 1989, S. 769 ff. und 
ZVglRWiss 88 (1989}, S. 262 ff. 

10 Vgl. Art. 159 § 2 KH. Das entspricht nach gegenwärtigem Wechselkurs (Stichtag: 
I . Mai 2000) ungefahr 2.000 DM. 

11 V gl. Art. 311 § I KH. Das entspricht nach gegenwärtigem Wechselkurs (Stichtag: 
I. Mai 2000) ungefähr 50.000 DM. 
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Haftungsverfassung von Vorgründungsgesellschaft und Vor-GmbH einzugehen, 
da dies den Rahmen der Dissertation gesprengt hätte. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist im Bereich des deutschen Rechts vielmehr, 
dem Leser einen Überblick über das geltende Recht in Deutschland zu verschaf-
fen, das maßgeblich durch Richterrecht geprägt ist. Der Schwerpunkt wurde 
folglich in Deutschland auf die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der 
aktuellen Rechtsprechung gelegt, wobei Orientierung stets war, die Rechtslage 
in Polen mit jener in Deutschland zu konfrontieren, um Gemeinsamkeiten wie 
Unterschiede herauszuarbeiten und zu analysieren. 

B. Rechtsgrundlagen 

I. Polen 

l. Rechtslage de lege /ata 

Maßgebliche gesetzliche Grundlage fiir die Thematik dieser Arbeit ist in 
Polen der Kodeks handlowy (KH) vom 27. Juni 1934 (Dz. U. Nr. 57, Pos. 502). 
Er ist sehr stark an deutschen handelsrechtliehen Regelungen, wie etwa dem 
HGB oder dem GmbH-Gesetz, orientiert12• Man kann sogar davon sprechen, 
"daß es kaum möglich ist, in wesentlichen Punkten Abweichungen (zum deut-
schen HGB, d. Verf.) festzustellen" 13 . Im Kommentar von Allerhand zum KH 
aus der Zwischenkriegszeit wird sogar empfohlen, bei der Auslegung des KH 
"die deutsche Literatur, insbesondere die großen Kommentare und die Recht-
sprechung des Reichsgerichts" heranzuziehen 14• Ergänzend sind der Kodeks 
cywilny (KC) vom 23. April 1964 (Dz. U. Nr. 16, Pos. 93) und der Kodeks po-
st~powania cywilnego (KPC - Zivilprozeßordnung) vom 17. November 1964 
(Dz. U. Nr. 43, Pos. 296) zu beachten 15• Das Gesetz über Gesellschaften mit 
ausländischer Beteiligung vom 14. Juni 1991 (bereinigte Fassung: Dz. U. 1997, 

12 Heiss!Kawecki, Gesellschaftsgründungen, in: Handbuch Wirtschaft und Recht in 
Osteuropa, Länderteil Polen, PL SYST 11, S. 2. 

13 Korkisch, Der deutsche Einfluß auf die polnische Gesetzgebung in den Jahren 
1919-1939, in: Fragen des ost-mitteleuropäischen Rechts, S. 127 (140). 

14 Allerhand, Kodeks handlowy, zit. in: Gral/a, Handelsgesellschaften, Teil Polen, 
Rz. I. 

15 Weiterhin ist wesentlich die Verordnung des Justizministers vom I. Juli 1934 das 
Handelsregister betreffend (Dz. U. Nr. 59, Pos. 511 ). Ein neues Gesetz über das Lan-
desgerichtsregister vom 20. August 1997 (Dz. U. Nr. 121 , Pos. 769) tritt gemäß Art. I 
Einfuhrungsgesetz zum Gesetz über das Landesgerichtsregister vom 20. August 1997 
(Dz. U. Nr. 121, Pos. 770) am I. Januar 2001 in Kraft. 


